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ESF Strukturperiode 2014 - 2020
Stellungnahme TAG
Sehr geehrte Damen und Herren,

die ÖAR - Dachorganisation der Behindertenverbände Österreichs ist die repräsentative Interessensvertretung der Menschen mit Behinderungen. In ihren 74 Mitgliedsvereinen sind mehr als 400.000 Menschen mit Behinderungen organisiert sind.
Die ÖAR begrüßt die Möglichkeit, am Stellungnahmeverfahren der Technischen Arbeitsgruppe zur ESF Strukturperiode 2014 – 2020 teilzunehmen und bedankt sich für die Einbeziehung.
Konkret möchte die ÖAR zu 2 Dokumenten Stellung beziehen sowie Ergebnisse zu Auswertungen bezüglich des %-Satzes für die Bestimmung der Restkosten rückzumelden (Ersuchen laut Begleitbrief) zurückmelden:
1) Entwurf (9.Fassung) Sonderrichtlinie des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zur Förderung und Umsetzung von Projekten im Rahmen des Europäischen Sozialfonds (ESF) 2014 – 2020 (kurz Entwurf Sonderrichtlinie)
2) Die Durchführung von Calls und Vergaben im Rahmen des ESF-Programms Österreich 2014-2020 durch die Zwischengeschalteten Stellen und die projektverantwortlichen Förderstellen (kurz UVO 1)
Die ÖAR ist erfreut über die Aufnahme der Beachtung des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes sowie des Diskriminierungsverbots des Behinderteneinstellungsgesetzes in die Auflistung der Auflagen für Förderverträge im Entwurf Sonderrichtlinie (Punkt 4.5, S. 23) und regt in diesem Zusammenhang einen Verweis auf die Einhaltung der in der Partnerschaftsvereinbarung vorgesehenen horizontalen Prinzipien (unter anderem Nicht-Diskriminierung und Barrierefreiheit) an. 

Weiters gratuliert die ÖAR zu den Auflagebestimmungen für Förderverträge, die bestimmen, dass Fördermittel unter anderem dann zurückzuzahlen sind, wenn das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes bzw. das Diskriminierungsverbot des Behinderteneinstellungsgesetzes nicht berücksichtigt wird (Punkt 4.9., S. 30f). Auch in diesem Zusammenhang regt die ÖAR die Ausweitung auf die Einhaltung der in der Partnerschaftsvereinbarung vorgesehenen horizontalen Prinzipien an. 

Zu beiden Dokumenten ist festzuhalten, dass es generell an einem Kontroll-Regelwerk mangelt, welches sicherstellt, dass sowohl die in der Partnerschaftsvereinbarung vorgesehenen horizontalen Prinzipien, als auch das Bundesbehindertengleichstellungsgesetz bzw. das Diskriminierungsverbot des Behinderteneinstellungsgesetzes eingehalten und umgesetzt werden. Obwohl das ESF OP 2014-2020 durchgehend den Nachweis der Sicherstellung der Barrierefreiheit und Gleichbehandlung iZm den geplanten Maßnahmen fordert, wird darauf in keinem der beiden Dokumente eingegangen. Wichtig wäre festzulegen, wer die Einhaltung der konkreten Bedingungen zu welchem Zeitpunkt auf welche Art und Weise zu überprüfen hat. 
Denkbar wäre die Einführung dieses Prüfungsschwerpunktes in das Dokument UVO 1, unter dem Kapitel Projektauswahl/Aufgabenbeschreibung (B.2, B.3 und B.4, S. 10ff). Allerdings ist in dem Fall zu beachten, dass auch nach Vergabe sichergestellt sein muss, dass die genannten Bedingungen tatsächlich umgesetzt wurden. Die Schaffung eines adäquaten Kontroll-Mechanismus zur Überprüfung der Umsetzung von Barrierefreiheit und Nicht-Diskriminierung von ESF-geförderten Maßnahmen ist aus Sicht der ÖAR unabdingbar. Andernfalls scheint die Einhaltung der betreffenden Vorgaben nicht sichergestellt werden zu können. 
Da die Rahmenbedingungen der ESF-Maßnahmen über deren Realisierbarkeit im Interesse der Menschen mit Behinderungen entscheiden, ist darauf hinzuweisen, dass derzeit viele Projekte an dem derzeit geltenden Restkostensatz zu scheitern drohen. Daher erlauben wir uns Ihnen bezüglich des Prozentsatzes für die Bestimmung der Restkosten die Auswertung einer Mitgliedsorganisation der ÖAR zur Kenntnis zu bringen. In der Erhebung unserer Mitgliedsorganisation dabei-austria (Dachverband berufliche Integration) ergab die Auswertung einen durchschnittlichen angemessenen Prozentsatz der Restkosten von 35 % bis 37 % (Bereich: Berufliche Integration von Menschen mit Behinderung). 
Dieser Prozentsatz ist für NGO´s erforderlich, um mittelfristig Projekte und Maßnahmen des ESF in diesem Kontext ohne wirtschaftlich unverantwortbare Belastungen realisieren zu können.
Wir hoffen mit dieser Stellungnahme einen Beitrag für die weiteren Erfolge von EFS-Maßnahmen in Österreich zu leisten und stehen für allfällige Rückfragen jederzeit gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen 
Für Dr. KIaus Voget (Präsident)

Mag.a Eringard Kaufmann, MSc (Generalsekretärin)


Wien, am 6.8.2014
ÖAR
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